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A. Bericht des Abgeordneten Dewald: 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hat in seiner 
Sitzung am 10. Januar 1957 den ihm am 6. Dezember 
1956 überwiesenen Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Deutsche Ge- 
nossenschaftskasse — Drucksache 2889 — beraten. 
Ihm lag bei der Beratung das Ergebnis der Bera- 
tung des mitbeteiligten Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vor, der dem Gesetz 
unverändert nach dem Regierungsentwurf zuge- 
stimmt hat. 

Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Deutsche Genossen- 
schaftskasse selbst sieht eine Änderung des Ge- 
setzes in zwei wesentlichen Punkten vor: 

1. die Verleihung eines eigenen Emissionsrechts an 
die Deutsche Genossenschaftskasse und 

2. die Ermöglichung des Direktgeschäftes für die 
Deutsche Genossenschaftskasse. 

Die Verleihung des Emissionsrechts wird als ein 
geeignetes Mittel zur notwendigen Verbesserung 
der Versorgung des Mittelstandes mit Investitions- 
krediten angesehen, da durch die Verleihung die 
Deutsche Genossenschaftskasse — das Spitzen- 
institut der Genossenschaften — einen unmittel- 
baren Zugang zum Kapitalmarkt zwecks Beschaf- 
fung mittelfristiger Kapitalmittel durch die Aus- 
gabe von mittelfristigen Schuldverschreibungen 
mit einer Laufzeit von höchstens 10 Jahren für 
Zwecke des landwirtschaftlichen und gewerblichen 
Mittelstandes, soweit er genossenschaftlich organi- 
siert ist, erhält. 


Zugleich soll der Deutschen Genossenschaftskasse 
die Möglichkeit gegeben werden, den Erlös der von 
ihr zu begebenden Schuldverschreibungen im Be- 
darfsfall auch unmittelbar an Mitglieder von Kre- 
ditgenossenschaften auszuleihen, wenn und soweit 
die betreffenden Kreditgenossenschaften und ihre 
zuständige genossenschaftliche Zentralkasse dies 
wünschen. 

Die übrigen Bestimmungen des Entwurfs be- 
zwecken in erster Linie die Sicherstellung der In- 
haber der von der Deutschen Genossenschaftskasse 
zu begebenden Schuldverschreibungen. 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hat in seiner 
Beratung der Verleihung des Emissionsrechts zu- 
gestimmt (§ 3 Nr. 4 des Gesetzentwurfs in Ar- 
tikel I Nr. 1); nicht dagegen hat er die Ermög- 
lichung des Direktgeschäftes gebilligt (§ 3 Nr. 1 
Buchstabe d in Artikel I Nr. 1). Er hat hierzu die 
Auffassung vertreten, daß für das vorgesehene Ge- 
schäft des mittleren und kleineren Kredits das 
Direktgeschäft nicht notwendig und im Hinblick 
auf die im Direktgeschäft ausfallende Haftung der 
Kreditgenossenschaften bzw. der Zentralkassen 
auch bedenklich ist. Für etwa die Möglichkeiten 
der einzelnen Kreditgenossenschaften überstei- 
gende Fälle hat er auf Konsortialgeschäfte und die 
Refinanzierung hingewiesen. 

Die Sicherheitsvorschriften in dem in das Gesetz 
neu einzufügenden § 3 a Abs. 1 und 2 (Artikel I 
Nr. 2) schienen dem Ausschuß für Geld und Kredit 
nicht präzise genug und damit nicht unbedenklich. 
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Er hat die aus der nachstehenden Zusammenstel- 
lung ersiditliche Fassung der Absätze 1 und 2 in 
§ 3 a für besser gehalten und eine entsprechende 
Änderung beschlossen. Im übrigen hat er dem Ge- 
setzentwurf in der Fassung der Regierungsvorlage 
zugestimmt. 

In der Frage der Zustimmungsbedürftigkeit hat 
der Ausschuß — wie die Bundesregierung — die 
Auffassung vertreten, daß das Gesetz nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf. 


Ich bitte das Hohe Haus, dem Antrag des Aus- 
schusses für Geld und Kredit zuzustimmen. 


Bonn, den 14. Januar 1957 

Dewald 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2889 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 14. Januar 1957 

Der Ausschuß für Geld und Kredit 

Scharnberg Dewald 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Genossenschaftskasse 
- Drucksache 2889 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 

(22. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über 
die Deutsche Genossenschaftskasse 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Änderungen des Gesetzes über die 
Deutsche Genossenschaftskasse 

Das Gesetz über die Deutsche Genossen- 
schaftskasse in der Fassung vom 28. Oktober 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 329) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

Geschäftskreis 

Im Rahmen der in § 2 Abs. 1 festgeleg- 
ten Begrenzungen darf die Genossenschafts- 
kasse folgende Geschäfte betreiben: 

1. Verzinsliche Darlehen gewähren 

a) an genossenschaftlldie Zentralkassen 
und sonstige genossensdiaftllche oder 
genossenschaftsfördernde V ereinlgun- 
gen, 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über 
die Deutsche Genossenschaftskasse 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Änderungen des Gesetzes über die 
Deutsche Genossenschaftskasse 

Das Gesetz über die Deutsche Genossen- 
schaftskasse in der Fassung vom 28. Oktober 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 329) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

Geschäftskreis 

Im Rahmen der in § 2 Abs. 1 festgeleg- 
ten Begrenzungen darf die Genossenschafts- 
kasse folgende Geschäfte betreiben: 

1. Verzinslidie Darlehen gewähren 
a) unverändert 
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Entwurf 

b) an Einzelgenossenschaften, deren Ar- 
beitsgebiet über das Gebiet einer Zen- 
tralkasse hinausgeht; an andere Ein- 
zelgenossenschaften nur nach Anhö- 
rung der zuständigen Zentralkasse mit 
Zustimmung des Verwaltungsrates, 

c) an sonstige Unternehmen, deren Ge- 
schäftsbetrieb auf die in § 2 Abs. 1 
genannten Aufgaben gerichtet ist. 
Welche Unternehmen diese Vorausset- 
zungen erfüllen, stellt der Verwal- 
tungsrat mit Zweidrittelmehrheit der 
Mitglieder fest. Der Beschluß bedarf 
der Zustimmung des Kommissars 
(§ 12), 

d) in besonderen Fällen an Mitglieder 
von Kreditgenossenschaften, wenn die 
Kreditgenossenschaft und die zustän- 
dige Zentralkasse dies beantragen und 
wenn das Darlehen aus dem Erlös von 
Schuldverschreibungen der Genossen- 
schaftskasse oder aus dem ihr zur Ver- 
fügung gestellten Erlös von Schuld- 
verschreibnugen eines anderen Kredit- 
instituts gegeben wird; 

2. Einlagen im Depositen- und Scheckver- 
kehr sowie von Betriebsangehörigen und 
deren Familienangehörigen Spareinlagen 
annehmen; 

3. Darlehen aufnehmen; 

4. Schuldverschreibungen mit einer Laufzeit 
von höchstens zehn Jahren bis zum Drei- 
fachen ihres eingezahlten Kapitals und 
ihrer in der Bilanz ausgewiesenen Rück- 
lagen mit Zustimmung des Verwaltungs- 
rates ausgeben. Die Begebung von Schuld- 
verschreibungen bedarf der Genehmigung 
des Bundesministers der Finanzen, des 
Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und des Bundes- 
ministers für Wirtschaft. 

Soweit der Erlös von Schuldverschreibun- 
gen für landwirtschaftliche Zwecke ver- 
wendet wird, sollen Darlehen vorzugs- 
weise . an Genossenschaften, vor allem 
an Verwertungsgenossenschaften gegeben 
werden; 

5. Wechsel akzeptieren und verkaufen; 

6. Kassenbestände im Wechsel-, Lombard- 
und Wertpapiergeschäft nutzbar machen; 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

b) unverändert 

c) unverändert 


d) entfällt 


2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 
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Entwurf 

7. für Rechnung der in Nummer 1 genann- 
ten Unternehmen und derjenigen Per- 
sonen, von denen sie Einlagen oder Dar- 
lehen erhalten hat, Wertpapiere kaufen 
und verkaufen sowie deren offene oder 
geschlossene Depots verwalten und son- 
stige bankgeschäftliche Dienstleistungen 
für sie vornehmen; 

8. sich an Unternehmen, deren Geschäfts- 
betrieb auf die in § 2 Abs. 1 genannten 
Aufgaben gerichtet ist, beteiligen; zur 
Beteiligung an nichtgenossenschaftlichen 
Unternehmen dieser Art bedarf sie der 
Zustimmung des Bundesministers der Fi- 
nanzen, des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und 
des Bundesministers für Wirtschaft.“ 

2. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

„§ 3 a 

Schuldverschreibungen der Genossen- 
schaftskasse 

(1) Der Gesamtbetrag der von der Ge- 
nossenschaftskasse ausgegebenen und im 
Umlauf befindlichen Schuldverschreibungen 
muß dem Nennwert und dem Zinsertrag 
nach jederzeit in voller Höhe durch Dar- 
lehnsforderungen gedeckt sein, für die 
sichere Grundpfandrechte oder andere nach 
bankmäßigen Grundsätzen ausreichende Si- 
cherheiten bestehen. Fehlende Deckung kann 
vorübergehend durch andere Vermögens- 
werte der Genossenschaftskasse ersetzt wer- 
den. 


(2) Die zur Deckung der Schuldverschrei- 
bungen bestimmten Vermögenswerte sind 
von der Genossenschaftskasse einzeln in ein 
Register einzutragen. Werden für einzelne 
Gattungen von Schuldverschreibungen ge- 
sonderte Deckungsmassen gebildet, so Ist 
für jede Gattung ein besonderes Register 
zu führen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen be- 
stellt auf Vorschlag der Genossenschafts- 
kasse einen oder mehrere Treuhänder sowie 
die Stellvertreter für sie. Der Treuhänder 
hat darauf zu achten, daß die Ausgabe, 
Verwaltung und Deckung der Schuldver- 
schreibungen den gesetzlichen oder in sonst 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 
7. unverändert 


8. unverändert 


2. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

3 a 

Schuldverschreibungen der Genossen- 
schaftskasse 

(1) Der Gesamtbetrag der von der Ge- 
nossenschaftskasse ausgegebenen und im 
Umlauf befindlichen Schuldverschreibungen 
muß dem Nennwert und dem Zinsertrag 
nach jederzeit in voller Höhe durch Dar- 
lehnsforderungen gedeckt sein, für die 
sidiere Grundpfandredite oder andere nach 
bankmäßigen Grundsätzen ausreichende Si- 
cherheiten bestehen. Schuldversdireibun- 
gen, die vorübergehend nicht durch Dar- 
lehensforderungen nach Satz 1 gedeckt 
sind, können durch andere Vermögens- 
werte der Genossenschaftskasse gedeckt 
werden. 

(2) Die zur Deckung der Schuldverschrei- 
bungen bestimmten Vermögenswerte ein- 
schließlich der Ersatzdeckung nach Ab- 
satz 1 Satz 2 sind von der Genossenschafts- 
kasse einzeln in ein Register einzutragen. 
Werden für einzelne Gattungen von 
Schuldverschreibungen gesonderte Dek- 
kungsmassen gebildet, so ist für jede Gat- 
tung ein besonderes Register zu führen. 

(3) unverändert 
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Entwurf 

verbindlicher Form ergangenen Bestimmun- 
gen sowie den Anleihebedingungen entspre- 
chen. Die Vorsdiriften der §§ 30 bis 34 des 
Hypothekenbankgesetzes sind sinngemäß 
anzuwenden. 

(4) Soweit Unternehmungen nach Gesetz 
oder Satzung Geld in mündelsicheren Wer- 
ten anzulegen haben, stehen die nicht 
auf ausländische Zahlungsmittel lautenden 
Schuldverschreibungen der Genossenschafts- 
kasse diesen Werten gleich. 

(5) § 248 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlidien 
Gesetzbuchs findet auch Anwendung, wenn 
andere Kreditinstitute Darlehen aus dem 
ihnen zur Verfügung gestellten Erlös der 
von der Genossenschaftskasse ausgegebenen 
Schuldverschreibungen gewähren.“ 

3. § 16 erhält folgende Fassung: 

4 16 

Zwangsvollstreckung und Konkurs 

(1) Arreste und Zwangsvollstreckungen 
in die in das Deckungsregister nach § 3 a 
Abs. 2 eingetragenen Vermögenswerte fin- 
den nur wegen der Ansprüche aus den 
Schuldverschreibungen statt. Sind für ein- 
zelne Gattungen von Schuldverschreibungen 
gesonderte Deckungsmassen gebildet wor- 
den, so finden Arreste und Zwangsvoll- 
streckungen in die Vermögenswerte, die in 
das für eine Gattung geführte Deckungs- 
register eingetragen sind, nur wegen der 
Ansprüche aus den Sdiuldverschreibungen 
dieser Gattung statt. 

(2) Im Falle des Konkurses gehen bei der 
Befriedigung aus der nach § 3 a Abs. 2 ge- 
bildeten Deckungsmasse die Forderungen 
der Inhaber der Schuldversdireibungen 
einsdiließlich ihrer seit Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens laufenden Zinsforderungen 
den Forderungen aller anderen Konkurs- 
gläubiger vor. Die Forderungen aus den 
Schuldverschreibungen haben untereinander 
gleichen Rang. Sind für einzelne Gattun- 
gen von Schuldverschreibungen gesonderte 
Deckungsmassen gebildet worden, so gehen 
bei der Befriedigung aus den Vermögens- 
werten, die in das für eine Gattung ge- 
führte Deckungsregister eingetragen sind, 
die Forderungen aus Schuldverschreibungen 
dieser Gattung den Forderungen aus ande- 
ren Schuldverschreibungen vor. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


(4) Soweit Unternehmen nach Gesetz 
oder Satzung Geld in mündelsicheren Wer- 
ten anzulegen haben, stehen die nicht 
auf ausländische Zahlungsmittel lautenden 
Schuldverschreibungen der Genossenschafts- 
kasse diesen Werten gleich. 

(5) unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


(3) Auf den Anspruch der Inhaber der 
Schuldverschreibungen auf Befriedigung aus 
dem sonstigen Vermögen der Genossen- 
schaftskasse sind die Vorschriften der §§ 64, 
153, 155, 156 und 168 Nr. 3 der Konkurs- 
ordnung über die abgesonderte Befriedigung 
entsprechend anzuwenden.“ 


Artikel II 

Ermächtigung 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über die 
Deutsche Genossenschaftskasse in der nach 
diesem Gesetz geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und da- 
bei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei- 
tigen. 


Artikel III 
Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel IV 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Artikel II 
Ermächtigung 
unverändert 


Artikel III 
Anwendung im Land Berlin 
unverändert 


Artikel IV 
Inkrafttreten 
unverändert 


7 



